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1 

Einleitende Regelungen

1.1

Geltungsbereich

(1) Die Dienstanweisung gilt für alle Ämter und Einrichtungen der Stadtverwaltung Erfurt. Sie gilt für die Eigenbetriebe entsprechend.

1.2

Zweck und Ziel

(1)  Die Dienstanweisung schafft einheitliche Rahmenbedingungen für eine bedarfsgerechte zielgruppenorientierte und aufgabenbezogene Fortbildung in der Stadtverwaltung und ist Grundlage für die immer stärkere Wahrnehmung von Personalentwicklungsverantwortung durch die Leiter der Fachämter.

(2)  Aus dem Leitbild der Stadtverwaltung und den damit verbundenen Zielen der Personalentwicklung sind die Ziele der Fortbildung abgeleitet.

In der Konzeption zur Verwaltungs- und Finanzreform der Stadtverwaltung wurde die Einführung eines modernen Personalmanagements mit dem Ziel festgelegt, das vorhandene Personal optimal einzusetzen und zu entwickeln, Eigenverantwortung sowie die Identifikation mit der Stadtverwaltung zu fördern. Dazu soll u. a. eine zielgruppenorientierte, aufgabenbezogene und bedarfsgerechte Fortbildung beitragen.

1.3

Begriffsbestimmung Fortbildung

Zur Fortbildung im Sinne der DA 1.4 zählen, die Verwaltungsgrundausbildung der Mitarbeiter/innen zur Erreichung eines staatlichen Abschlusses (z. B. FL I und FL II), die Anpassungsqualifizierung, die die in der Ausbildung erworbenen Grundlagen aktualisiert, erweitert und vertieft, die Aufstiegsfortbildung, die zur Wahrnehmung höherwertiger Funktionen und Leitungsaufgaben qualifiziert sowie die Qualifizierung für spezielle Berufsgruppen im Sinne von Fachausbildungen.

1.4

Finanzen

1.4.1

Aufwendungen für Fortbildung

Für Fortbildungsmaßnahmen werden jährlich, je nach Haushaltslage, Kosten in Höhe von ca. 1% der Personalkosten lt. Sammelnachweis 1 von Amt 11 geplant. (Siehe Anlage 1)

1.4.2

Finanzierung von Fortbildung

1.4.2.1
Arbeitsplatzbezogene Fortbildung

Bei arbeitsplatzbezogenen beruflichen Fortbildungen, die im fachlichen Interesse liegen, werden die anfallenden Fortbildungs- und Reisekosten vom Arbeitgeber übernommen. Dazu zählen personenbezogene Fortbildungen die vom Fachamt veranlasst werden, um Mitarbeiter/innen für ihre derzeitige Stelle zu qualifizieren und um bei Umstrukturierungsmaßnahmen Mitarbeiter/innen auf vorhandene perspektivisch notwendige Arbeitsplätze vorzubereiten. (Siehe Tarifvertrag zur sozialen Absicherung vom 6.7.1992) 

1.4.2.2
Lang- und mittelfristige Fortbildungen 

(1)  Hierunter sind Maßnahmen zu verstehen, die zu einem anerkannten Abschluss führen, wie z. B. Meisterlehrgänge, FL l, FL II, berufsbegleitende Studiengänge und Berufsabschlüsse.

(2)  Bei Fortbildungen von lang- bzw. mittelfristiger Dauer, die Mitarbeiter/innen für nachzubesetzende Stellen im Rahmen einer strategischen Personalentwicklung qualifizieren sollen, ist die Notwendigkeit der Maßnahme schriftlich durch den Amtsleiter zu begründen. 

Die anfallenden Fortbildungskosten für Mitarbeiter/innen bis zur Vergütungsgruppe Vc BAT-O, der Lohngruppe 7 BMT-G-O und der Besoldungsgruppe A8 BBesO werden vom Arbeitgeber übernommen. Ab der Vergütungsgruppe Vb BAT-O, der Lohngruppe 7a BMT-G-O und der Besoldungsgruppe A9 m.D. BesO werden die Mitarbeiter/innen an den Fortbildungskosten, durch einzelvertragliche Vereinbarung in Höhe von 30% beteiligt. Reisekosten werden erstattet.

(3)  Ist die Notwendigkeit der Fortbildung aus arbeitsplatzbezogener Sicht nicht gegeben, der Amtsleiter befürwortet und begründet jedoch im Interesse der weiteren Entwicklung des Mitarbeiters die Maßnahme, so sind die anfallenden Fortbildungs- und Reisekosten vom Arbeitnehmer zu tragen. Durch den Arbeitgeber werden individuelle Ratenzahlung und Freistellung (siehe Punkt 1.5 dieser DA) gewährt.

(4)  Für Mitarbeiter/innen, die sich auf eigenen Wunsch verändern wollen und nicht unter Punkt 1.4.2.2, Ziffer 2 und 3 fallen, wird im Personal- und Organisationsamt ein zentraler Qualifizierungspool eingerichtet. Dieser Qualifizierungspool dient dazu, persönliche und betriebliche Entwicklungen in Einklang zu bringen. Veränderungswillige Mitarbeiter/innen können sich jederzeit formlos, mit Angabe zu Ziel und Begründung der Veränderung im Personal- und Organisationsamt in diesen Pool aufnehmen lassen.

Die anfallenden Fortbildungskosten für Mitarbeiter/innen bis zur Vergütungsgruppe Vc BAT-O, der Lohngruppe 7 BMT-G-O und der Besoldungsgruppe A8 BBesO werden vom Arbeitgeber übernommen. Ab der Vergütungsgruppe Vb BAT-O, der Lohngruppe 7a BMT-G-O und der Besoldungsgruppe A9 m.D. BesO werden die Mitarbeiter/innen an den Fortbildungskosten, durch einzelvertragliche Vereinbarung in Höhe von 30% beteiligt. Reisekosten werden erstattet.

Diesen Mitarbeitern/innen werden für die Fortbildungskosten ebenfalls Ratenzahlung und Freistellung gewährt. Vorrangig sind jedoch die vom Amtsleiter begründeten notwendigen Fortbildungsmaßnahmen.

Stehen in dem Jahr nicht genügend HH-Mittel zur Verfügung, muss der Antrag zurückgestellt werden.

(5)  Die Qualifizierung begründet keinen Anspruch auf die endgültige Besetzung einer frei werdenden Stelle.

Bei Ausschreibungen werden grundsätzlich Mitarbeiter/innen, die zum Ausschreibungszeitpunkt bereits über die geforderte Qualifikation verfügen, vorrangig berücksichtigt.

(6)  Wegen der langfristigen Haushaltsplanung können grundsätzlich nur Fortbildungsanträge für das jeweils darauffolgende Kalenderjahr berücksichtigt werden, die bis zum 30.04. im Amt 11 vorliegen.

1.4.2.3
Sonderregelungen

(1)  Schwerbehinderte Beschäftigte und Beschäftigte, die sowohl aus gesundheitlichen Gründen bzw. Gründen, die in ihrem Tätigkeitsprofil zu finden sind, ihre bisherige Tätigkeit nicht mehr ausüben können, sind bei der Auswahl für arbeitsplatzbezogene Fortbildungen nach Eignung und Befähigung unter Beteiligung des Personalrates und der Schwerbehindertenvertretung vorrangig zu berücksichtigen.

1.5

Weiterbildungszeit

(1)  Die Dauer der Fortbildungsveranstaltung wird als Arbeitszeit entsprechend der DV zur Flexibilisierung der Arbeitszeiten bei der Stadtverwaltung Erfurt Nr. 01/2001 gewertet.

(2)  Bei Fortbildungsveranstaltungen innerhalb des Stadtgebietes Erfurt ist nur die Dauer der tatsächlichen Fortbildung als Arbeitszeit anzurechnen.

(3)  Bei ganztägigen Fortbildungen die außerhalb des Stadtgebietes stattfinden und mit einem Dienstreiseauftrag verbunden sind, werden grundsätzlich 8 Stunden in der Zeiterfassungskarte in die Spalte Tagessumme eingetragen. Dies gilt auch für die Arbeitstage, an denen die Dienstzeit unter bzw. über 8 Stunden liegt.

(4)  Bei Fortbildungen außerhalb des Stadtgebietes unter 8 Stunden werden die Zeiten analog der Dienstreiseabrechnung (max. 8 Stunden) in der Zeiterfassungskarte eingetragen.

(5)  Beschäftigten, die sich in Fortbildungen über einen längeren Zeitraum befinden (ab einer Dauer von 6 Monaten), werden Zeiten zur Unterstützung und individuellen Vor- und Nachbereitung des Unterrichts in der Form gewährt, als dass den Mitarbeiter/Innen nach einer Unterrichtszeit von mindestens 6 Stunden (je 45 Minuten) die verbleibende durchschnittliche Tagesarbeitszeit zum Selbststudium zur Verfügung gestellt und somit Arbeitszeit von 8 Zeitstunden bei Vollbeschäftigung (bei Teilzeitbeschäftigung entsprechend des prozentualen Zeitanteils einer Vollbeschäftigung) in der Zeiterfassungskarte eingetragen wird. Bei Unterrichtsausfall verringert sich je Unterrichtsstunde die Arbeitszeit um je eine Zeitstunde.

(6)  Für die Tage, an denen schriftliche und mündliche Prüfungen abgelegt werden, wird Freistellung gewährt, die in der Arbeitszeitkarte mit 8 Zeitstunden (bei Vollbeschäftigung) eingetragen wird.

1.6

Teilnehmerauswahl 

(1)  Die Mitarbeiter/innen haben grundsätzlich einen Anspruch auf Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen, die der Arbeitgeber anbietet. Darüber hinaus haben die Mitarbeiter/innen auch eine Verpflichtung zur arbeitsplatzbezogenen Fortbildung.

Um diesem Anspruch gerecht werden zu können, sind alle Bildungsmaßnahmen intern anzubieten. Das Amt 11 hat dafür Sorge zu tragen, dass Beschäftigte rechtzeitig von dem Angebot Kenntnis erlangen.

(2)  Frauen sind unter Beachtung des Thüringer Gleichstellungsgesetztes bzw. Frauenförderplanes der Stadtverwaltung Erfurt zu fördern.

2

Organisationsablauf fachübergreifende (interne) Fortbildung

2.1

Erstellung eines Fortbildungskataloges

(1)  Um die Bedarfe an Fortbildung quantitativ und qualitativ zu ermitteln wird durch Amt 11 ein Fortbildungskatalog erstellt. Er dient als Instrument zur mittelfristigen Planung und Kontrolle und beschreibt Lern- und Verhaltensziele, die erreicht werden sollen, um die an den strategischen Zielen der Stadtverwaltung orientierten aktuellen und zukünftigen Aufgaben bewältigen zu können.

(2)  Der Fortbildungskatalog ist ein temporäres Instrument. Er wird nur dann neu erstellt, wenn sich Anforderungen ändern bzw. angemeldete inhaltliche Bedarfe nicht mehr ausreichen.

2.2

Ermittlung der qualitativen Bedarfe für den Fortbildungskatalog

(1)  Die qualitativen Fortbildungsbedarfe werden durch das Personal- und Organisationsamt ermittelt und ergeben sich aus:

a)
Befragung der Ämter zu fachspezifischen Anforderungen (z. B. gesetzliche Änderungen)

b)
Befragung der Verwaltungsspitze und der entsprechenden Fachgremien zu Anforderungen, die auf die Gesamtverwaltung ausgerichtet sind. Das betrifft die Verwaltungsentwicklung, die Personalbedarfsanalyse, die Personalentwicklung, das Personalmanagement, die spezifischen Anforderungen der Verwaltungs- und Finanzreform, der Frauenförderung, der datentechnischen Fortbildung u. a.

c)
Überhangmaßnahmen des Vorjahres (aus Kostengründen zurückgestellte Seminare, geplante Fortbildungsbausteine)

d)
Die darüber hinaus bestehenden individuellen Fortbildungsbedarfe sind durch die Leiter über das jährliche Mitarbeitergespräch zu ermitteln.

(2)  Alle für die qualitative Bedarfsermittlung eingehenden Zuarbeiten, die von

Interesse sind, werden vom Personal- und Organisationsamt 

als Fortbildungskatalog zusammengefasst bzw. fortgeschrieben und bis Anfang 

März zur quantitativen Bedarfsermittlung der Folgejahre an die Ämter übergeben.

(3)  In den Folgejahren entscheidet das Amt 11 nach Überprüfung der im Fortbildungskatalog fixierten inhaltlichen Schwerpunkte durch Befragung der Leiter bis Februar, ob die Erstellung eines neuen Kataloges im nächsten Kalenderjahr bzw. eine Überarbeitung erforderlich ist. Ansonsten gilt der alte Fortbildungskatalog als Basis für das Fortbildungsprogramm, bis alle Schwerpunkte über geeignete Fortbildungs- bzw. Personalentwicklungsmaßnahmen erreicht sind.

2.3

Ermittlung der quantitativen Bedarfe 

Anhand des Fortbildungskataloges ermitteln die Ämter unter Mitwirkung des Personal- und Organisationsamtes, wie viele Mitarbeiter zu welchen Schwerpunkten eine Fortbildung benötigen und melden diese quantitativen Bedarfe für das folgende Jahr bis Ende März an das Personal- und Organisationsamt. Die Schwerpunkte im Fortbildungskatalog können in dieser Arbeitsphase noch durch die Ämter ergänzt und erweitert werden.

2.4
Zusammenfassung der Bedarfe und Zielgruppen und Erstellung des Fortbildungsprogramms

(1)  Die ermittelten qualitativen und quantitativen Fortbildungsbedarfe werden bis Anfang April im Personal- und Organisationsamt zusammengefasst und strukturiert. Sie sind die Grundlage für die Planung und Gestaltung des internen Fortbildungsprogramms des kommenden Haushaltsjahres bzw. der Haushaltsjahre.

(2)  Durch das Personal- und Organisationsamt wird in Abstimmung mit den betroffenen Ämtern bis Ende April geklärt, welche der ermittelten Bedarfe unter Beachtung der geschätzten Kosten und der Notwendigkeit vorrangig sind, um darauf aufbauend die Finanzierungsplanung vornehmen zu können.

(3)  Im Interesse eines wirtschaftlichen Mitteleinsatzes ist dabei auch zu ermitteln, ob die identifizierten Bedarfe auch tatsächlich durch Fortbildungsaktivitäten zu beheben sind oder durch andere Personalentwicklungsmaßnahmen abgedeckt werden können.

Es sind grundsätzlich nur Bedarfe zu berücksichtigen, die von mindestens 15 Personen angemeldet wurden.

2.5

Erster Entwurf Fortbildungsprogramm

(1)  Im ersten Entwurf des Fortbildungsprogramms für das laufende Jahr sind Einzelseminare und Seminarbausteine für die zuvor ermittelten Zielgruppen bis Mai festzulegen. Es erfolgt eine

a)
Auflistung aller im Haushaltsjahr notwendigen Seminare

b)
konkrete Zielstellung für ein Thema (je nach Notwendigkeit Aufsplittung in mehrere Veranstaltungen)

(2)  Die konkretisierten Inhalte sind auch die Grundlage für die Auswahl geeigneter Dozenten. Die Auswahl der Anbieter sollte sich sowohl an den Kosten, als auch an den Zielen der Maßnahmen orientieren.

2.6

Konkrete Kostenplanung, Haushaltsplanung 

Nach einem Leistungs- und Kostenvergleich der Bildungsträger und Auswahl der Dozenten ist bis September die konkrete Finanzierungsplanung je Fortbildungsmaßnahme im Rahmen des festgelegten Budgets vorzunehmen. Diese ist Grundlage für den Haushaltsbeschluss. 

2.7

Erstellung des verbindlichen internen Fortbildungsprogramms 

Nach Bestätigung des Haushaltes erfolgt die vertragliche Bindung der ausgewählten Dozenten und die Erstellung des verbindlichen internen Fortbildungsprogramms, welches folgendes beinhaltet:

a)
Ausweisung aller im Haushaltsjahr finanziell abgesicherten Einzelseminare, Seminarbausteine und Zielgruppen

b)
konkrete Zielstellungen und untersetzte Inhalte für ein Thema (je nach Notwendigkeit Aufsplittung in mehrere Veranstaltungen)

c)
Termin der Weiterbildung

d)
Dozentenangabe

Dieses Programm erhalten alle Ämter bis Ende Dezember.

2.8

Verbindliches Anmeldeverfahren 

(1)  Anmeldeschluss für interne Fortbildungen ist grundsätzlich der 31.03. Anmeldungen sind schriftlich oder per Fax mit Unterschrift des jeweiligen Amtsleiters an das Personal- und Organisationsamt zu richten. Dazu sind ausschließlich die standardisierten Anmeldeformulare (Vordrucke im Erfurter Rad) zu nutzen.

(2)  Alle Anmeldungen sind durch das Personal- und Organisationsamt schriftlich zu bestätigen. Grundsätzlich sind nur dann Seminare durchzuführen, wenn mindestens 12 Anmeldungen vorliegen.

(3)  In der Regel erhalten alle Teilnehmer 5 Wochen vor Beginn der Fortbildungsveranstaltung eine schriftliche Einladung. In der Einladung zur Fortbildung werden auch die Einzelplatzkosten ausgewiesen.

(4)  Ist der Bedarf an einem Seminar größer als Plätze zur Verfügung stehen, wird zum nächst möglichen Zeitpunkt ein Zweittermin angeboten. Dazu ist ein Mehrbedarf von mindestens 12 Plätzen notwendig.

Ist der Mehrbedarf geringer, entscheidet Amt 11, nach betriebsbedingten Erfordernissen, wer am Seminar teilnimmt. Der Personalrat ist nach ThürPersVG § 75a 
Abs. 2 Ziffern 6 und 8 einzubeziehen.

(5)  Kann ein Teilnehmer nicht berücksichtigt werden, erhält er spätestens 5 Wochen vor dem Veranstaltungstermin eine schriftliche Benachrichtigung mit Angabe der weiteren Verfahrensweise.

(6)  Sollte ein Seminar ausfallen, ist dem Mitarbeiter ebenfalls eine schriftliche Benachrichtigung mit Angabe eines Ersatztermins oder der weiteren Verfahrensweise zuzusenden.

2.9

Stornierung von internen und Inhouse Seminaren

(1)  Stornierungen durch die Teilnehmer sind bis zu 4 Wochen vor Veranstaltungsbeginn möglich.

Für die Einhaltung der Frist ist der Eingang der Abmeldung beim Personal- und Organisationsamt maßgeblich.

(2)  Nach Ablauf der Frist sind Stornierungen nur bei Krankheit oder anderen dringenden Gründen möglich, die dem Personal- und Organisationsamt mitgeteilt werden müssen. Das Amt kann dann einen Nachfolger benennen. Anderenfalls werden den Ämtern die Stornierungsgebühren entsprechend der anteiligen Seminarkosten pro Seminarplatz auf dem jeweiligen HH-Interabschnitt externe Fortbildung, Untergruppe 56200 gebucht.

2.10

Zertifikate

Nach erfolgreichem Abschluss der Fortbildungsmaßnahme erhält jeder Teilnehmer ein Zertifikat. Die Teilnahmebestätigung wird nur erteilt, wenn alle Bestandteile der Fortbildung absolviert wurden. Die gleichzeitig erstellte Kopie der Teilnahmebestätigung wird durch Amt 11 der Personalakte beigefügt. 

3

Organisationsablauf externe Fortbildung

Bei der externen Fortbildung handelt es sich um arbeitsplatzbezogene Veranstaltungen/Seminare, die aufgrund ihrer Fachspezifik durch das interne Fortbildungsprogramm der Stadtverwaltung nicht abgedeckt werden können.

In diesen Fällen bedient sich die Verwaltung der Fortbildungsangebote externer sowohl öffentlicher als auch privater Veranstalter. Bei diesen Seminaren entstehen in der Regel Teilnehmergebühren, Reise- bzw. Übernachtungskosten und Tagegeld. 

3.1

Ermittlung der Bedarfe und Kosten

(1)  Aufgrund der Fachspezifik bei arbeitsplatzbezogenen Fortbildungen bzw. Qualifizierungen liegt es in Verantwortung des einzelnen Amtes auszuwählen, welche Veranstaltungs- bzw. Seminarinhalte für die tägliche optimale Aufgabenerfüllung der Mitarbeiter/Innen wichtig sind. Dies betrifft auch Qualifizierungen im Sinne von Fachausbildungen.

Dabei sind die gesetzlich vorgeschriebenen Zulassungsvoraussetzungen zu beachten. (Siehe Fußnote S. 4)

(2)  Die durch die Ämter ermittelten fachspezifischen Bedarfe sind Grundlage für die erforderlichen Mittel für die HH Planung des nächsten Kalenderjahres. In die Kalkulation sind die bei Fortbildung anfallenden Reisekosten einzubeziehen. Die Gesamtkalkulation ist in den Monaten März und April des Vorjahres bei Einhaltung der Vorgaben des Aufstellungsbeschlusses zum Haushalt des Folgejahres an das Personal-und Organisationsamt zu übergeben.

(3)  Nach Bestätigung des HH erfolgt die Inanspruchnahme der HH-Mittel für externe Fortbildung Untergruppe 56200 (Teilnehmergebühren und Reisekosten) eigenständig durch die Fachämter. 

Die HH Sachbearbeiter der Ämter sind für die Überwachung der entsprechenden HH-Untergruppe 56200 verantwortlich. Die Kontrolle erfolgt durch Amt 11.

3.2

Anmeldung

(1)  Die Anmeldung zu einer Fortbildungsveranstaltung erfolgt durch das jeweilige Fachamt direkt beim Bildungsträger mit dem vorgegebenen Anmeldeformular oder gegebenenfalls formlos.

(2)  Vorher ist die Zustimmung des Personal- und Organisationsamtes zwingend einzuholen. Dafür sind Kopien der vom Dienstvorgesetzten unterzeichneten Anmeldung (siehe Vordruck Vorlagenverwaltung) und des Seminarangebotes mit Aussagen zu Inhalt und Kosten der Fortbildungsmaßnahme an das Personal- und Organisationsamt, SG Aus- und Fortbildung, zu übersenden.

(3)  Durch die Mitarbeiter des SG Personalentwicklung/Aus- und Fortbildung ist zu prüfen, ob ein anderer Bildungsträger ein kostengünstigeres, qualitativ gleichwertiges Seminar anbietet, oder ob ggf. für eine größere Mitarbeitergruppe der Verwaltung ein Inhouse-Seminar organisiert werden kann.

(4)  Durch das Personal- und Organisationsamt wird das Fachamt umgehend informiert, wenn der Anmeldung zum Seminar nichts entgegensteht. Die offizielle Anmeldung durch das Dezernat/Amt ist danach vorzunehmen.

3.3
Abrechnung Teilnehmergebühr und Reisekosten

(1)  Die Anweisung der Teilnehmergebühren erfolgt ausschließlich durch das Personal- und Organisationsamt.

(2)  Rechnungen, die im Fachamt eingehen, sind durch den Dienstvorgesetzten sachlich richtig zu zeichnen und mit Angabe der entsprechenden HH Stelle 
direkt an das Personal- und Organisationsamt weiterzuleiten.

(3)  Sollte der Seminarteilnehmer in Vorleistung getreten sein, ist das Personal- und Organisationsamt umgehend zu informieren, um Doppelzahlungen auszuschließen.

Hat ein Teilnehmer zu einer angemeldeten Fortbildung nicht teilgenommen, ist 
ebenfalls das Personal- und Organisationsamt in Kenntnis zu setzen.

(4)  Für erforderliche Stornierungen sind die Fachämter gegenüber der Bildungseinrichtung zuständig. Anfallende Stornierungskosten werden auf dem jeweiligen HH-Unterabschnitt externe Fortbildung der Ämter, Untergruppe 56200 verrechnet.

(5)  Die Reisekostenabrechnung wird erst nach Beendigung der Dienstreise eingereicht. Auf dem "Antrag auf Genehmigung einer Dienstreise" sowie auf der "Reisekostenabrechnung" (siehe Vorlagenverwaltung im PC) ist der entsprechende HH- Unterabschnitt für externe Fortbildung, Untergruppe 56200 anzugeben, damit es nicht zu falschen Buchungen auf der HH Stelle für sonstige Dienstreisen (Untergruppe 65410) kommt.
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Lerntransfer, Erfolgskontrolle 

(1)  Zur Bewertung der Effekte von Fortbildungsmaßnahmen und ihrer Nachhaltigkeit wird empfohlen, ca. 6 Wochen nach der Fortbildung ein Gespräch zwischen Vorgesetzter/em und dem/der Teilnehmer/in zu führen und hierüber ggf. einen Aktenvermerk zu fertigen, der zur Personalakte genommen wird. 

(2)  Der nachstehende Regelkreis zur Einführung eines Bildungscontrollings ist durch die Leiter der Fachbereiche in enger Zusammenarbeit mit dem Personal- und Organisationsamt einzuführen. 

1. Abfrage des Bedarfs im Rahmen des jährlichen Mitarbeitergesprächs


2. Anmeldung zur Fortbildung durch den Mitarbeiter/Vorgesetzten
Prüfung des Seminarinhalts in Abstimmung mit dem Bedarf
Festlegung der konkreten Fortbildungsziele


3. Auswertung der Fortbildungsveranstaltung
Wurden die Ziele vermittelt?

4. Auswertung des Fragebogens durch das Personal- und Organisationsamt bei internen Seminaren und Information an den Mitarbeiter und Vorgesetzten


5. Lerntransfer
Hat die Fortbildung geholfen vereinbarte Ziele zu erreichen?


6. Ermittlung des weiteren/anderen Bedarfs


7. Information durch den Mitarbeiter/Vorgesetzten an das Personal- und Organisationsamt
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In-Kraft-Treten

Diese Dienstanweisung tritt mit Wirkung vom 01.06.2003 in Kraft.

gez. Ruge

Oberbürgermeister

Anlage 1

Erläuterung der Zusammensetzung der ansatzfähigen Fortbildungskosten

Die ansatzfähigen Fortbildungskosten setzen sich aus folgenden Positionen zusammen:

1.
Personalkosten lt. Plan 2002

Dies sind prozentual aufgeschlüsselte Kosten. Sie wurden aus den Personalkosten (Brutto + AG-Anteil an SV und ZVK) - Planzahlen für 2002 - für bestimmte Mitarbeiter, welche im Personal- und Organisationsamt mit der Abwicklung "Fortbildung" tätig sind, errechnet.

2.
Sach- und Gemeinkosten (KGST)

Für diese Mitarbeiter wurden prozentual Sach- und Gemeinkosten ermittelt, um Leistungen der Amtsleitung, Leistungen anderer Ämter (z.B. Stadtkämmerei, Stadtkasse u.a.) oder Kosten von Arbeitsplätzen und informationstechnischer Unterstützung sichtbar zu machen.

3. 
Durchschnitt Tagespersonalkosten
Ermittlungen der durchschnittlichen Anzahl von Personen und durchschnittlichen Arbeitstagen, an denen Mitarbeiter unter Fortzahlung der Bezüge an Fortbildungsveranstaltungen im Jahr 2001 teilnahmen und mit Personalkosten (Durchschnitt aus Planung 2002) unterlegt wurden.

4.
Weiterhin werden folgende Kosten zugeordnet.

· Nebenkosten Aus- und Fortbildung (HH-Stelle: 02200.56220)

· Kosten für interne Fortbildung (HH-Stelle: 02200.56240)

· Reisekosten (Untergruppe 65410)

· Kosten für externe Fortbildung (Untergruppe 56200)

Die Summe der geplanten Mittel der Untergruppe 56200 setzt sich aus den Ansätzen der einzelnen HH-Stellen der Ämter zusammen.

Diese Berechnungen zeigen, dass bei einer Planung von Fortbildungskosten in Höhe von ca. 1% der Personalkosten lt. SN 1 nicht nur die reinen Kosten aus der Gruppierung 56200 Fortbildungskosten sind, sondern auch Kosten auftreten, welche nicht durch innere Verrechnung der Fortbildung zugeordnet werden können.

� Im Rahmen des jährlichen Mitarbeitergesprächs werden u.a. derzeitige und künftige Anforderungen des Mitarbeiters und persönliche Entwicklungsmöglichkeiten besprochen. Dabei ist der individuelle Fortbildungsbedarf der Mitarbeiter/iInnen zu ermitteln, um eventuell vorhandene Defizite abzubauen bzw. Personalentwicklung zu fördern. Die Mitarbeiter/iInnen sind verpflichtet, selbst zu prüfen, auf welchen Gebieten eine Erhaltung und Weiterentwicklung eigener Kenntnisse und Fähigkeiten zweckmäßig sind. Die gleiche Verantwortung obliegt dem Vorgesetzten auf Grund seiner Personalentwicklungsverantwortung. Im Einvernehmen zwischen Mitarbeiter/iInnen und Vorgesetztemr/erem werden die ermittelten Fortbildungsbedarfe, möglichst mit Angabe zu erreichender Lern- und Verhaltensziele an den zuständigen Mitarbeiter des Personal- und Organisationsamtes/SG Aus- und Fortbildung weitergeleitet.
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